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sorgung gesichert. Entgegen al-
len Befürchtungen musste im 
Winter 2022/2023 niemand frie-
ren. Dabei sprangen linke Sozial-
demokraten wie pazifistische 
Grüne über den eigenen Schat-
ten. 100 Milliarden Euro für die 
Bundeswehr und den Import von 
Flüssiggas hätte von der Ampel 
niemand erwartet. Unter dem 
Druck der Ereignisse siegte zeit-
weilig der Zwang des Faktischen 
über ideologische Glaubenssätze. 

Die hohe Zustimmung, die die 
Ampel damals genoss, hatte sie 
sich auch etwas kosten lassen. 
Die Erhöhung des Mindestlohns, 
ein höheres Kindergeld, die Gas- 
und Strompreisbremse oder das 
9-Euro-Ticket, das inzwischen  
49 Euro kostet, ließen sich gut 
verkaufen. Dass dies alles mit  
einer enormen Ausweitung der 
Staatsverschuldung verbunden 
war, interessiert die meisten 
Wähler nicht.  

Unter dem Druck der Ereig-
nisse musste diese ungewöhnli-
che Koalition aus zwei linken und 
einer bürgerlichen Partei sich  
zusammenraufen. So drängten 
ausgerechnet die Grünen zusam-
men mit der FDP den zögerlichen 
Kanzler und seine Sozialdemo-
kraten zur Lieferung von Waffen 
an die Ukraine. Scholz wiederum 
bewies ausnahmsweise einmal 
Führungsstärke, als der den Grü-
nen die Verlängerung der letzten 
Atomkraftwerke um ein paar  
Monate abtrotzte. Die nur ideo-
logisch zu begründende Fahr - 
lässigkeit, sie im April 2023  
endgültig abzuschalten, macht 
Scholz aber mit. 

 
Ideologiegetriebene Energiepolitik 
Bei allem kurzzeitigen Pragma-
tismus in der Energiepolitik wie 
dem Hochfahren der Kohlekraft-
werke zeichnet sich diese durch 
unverantwortliche, ideologiege-
triebene Inkonsequenz aus. Seit 
dem Abschalten der letzten Kern-
kraftwerke ist aus dem Stromex-
porteur Deutschland ein Strom -
importeur geworden. Dabei gilt 
die paradoxe Einstellung, Kern-
kraft aus deutschen Meilern sei 
von Übel, solche aus Frankreich 

hingegen nicht. Ebenso verteidi-
gen Rot und Grün in der Ampel 
 ihren Glaubenssatz, Flüssiggas 
aus deutscher Produktion wäre 
umweltpolitisch nicht zu verant-
worten, über tausende von Mei-
len herbeigeschafftes LNG hinge-
gen notwendig. Hier karikiert eine 
 Regierung sich selbst.  

Dass in Berlin zusammen re-
giert, was eigentlich nicht zu-
sammengehört, wurde in diesem 
Jahr überdeutlich. Das monate-
lange Gezerre um das Heizungs-
gesetz offenbarte, dass die Fort-
schrittsseligkeit aus den ersten 
Wochen der Ampel ebenso insze-
niert wie naiv war. FDP-Chef Lind-
ner hatte vor der Wahl versucht, 
bürgerlichen Wählern die Angst 
vor einer Ampel mit dem Hinweis 
zu nehmen, die Wahlprogramme 
von FDP, SPD und Grünen stimm-
ten nur in einem Punkt überein: 
bei der Freigabe von Cannabis. 
Was eher scherzhaft gemeint war, 
wurde Realität. 

So ist es kein Wunder, dass 
heftiger interner Streit in der Am-
pel zum „business as usual“ ge-
hört. Bei Waffenlieferungen stan-
den FDP und Grüne gegen die 
SPD, beim Bürgergeld und der 
Grundsicherung für Kinder die 
FDP gegen Rot-Grün, beim Hei-
zungsgesetz die FDP gegen die 
Grünen mit einer schwankenden 
SPD als zunächst ratlosem Zu-
schauer, bei den Flüchtlingen die 
FDP gegen Grüne und SPD. Vom 
Wahlergebnis euphorisiert, woll-
ten Freie Demokraten und Grüne 
einst „Gemeinsamkeiten und Brü-
cken über Trennendes“ auslo-
ten“. Aus den bejubelten „span-
nenden Zeiten“ wurde eine Zeit 
ständiger Spannungen. 

 
Scholz im Stil von Hansi Flick 
Dies alles wurde dadurch ver-
schärft, dass der Kanzler zwar 
permanent im Stil des erfolglosen 
Hansi Flick sich selbst lobt, aber 
kaum Akzente setzt. Von der 
Richtlinienkompetenz des Regie-
rungschefs war mit Ausnahme 
der eher symbolischen Verlänge-
rung der AKW-Laufzeit nichts zu 
spüren. Von jenem Olaf Scholz, 
der angeblich auf Bestellung 

 Führung liefert, ist nichts zu 
 sehen. Der Kanzler folgt eher dem 
Talleyrand-Prinzip: „Da geht mein 
Volk. Ich muss ihm nach. Ich bin 
sein Führer!“ 

Die Bertelsmann-Stiftung, für 
besonders kritische Bewertung 
linker und grüner Projekte nicht 
gerade berühmt, hat der Ampel 
jetzt ein gutes Zwischenzeugnis 
ausgestellt. Von den 435 Ver-
sprechen des Koalitionsvertrags 
seien 174 Versprechen (38 Pro-
zent) bereits voll oder teilweise 
umgesetzt worden. Damit stehe 
die Ampel besser da als die Gro-
ße Koalition. Solche Zahlenspie-
lereien dürften außerhalb der Ber-
liner Politikblase jedoch nieman-
den interessieren.  

Die Menschen nehmen die 
 Lage anders wahr: Die Wirtschaft 
schmiert ab, Unternehmen gehen 
ins Ausland oder denken ernst-
haft übers Auswandern nach, die 
Infrastruktur zerbröselt, die Infla-
tion bleibt hoch, die Digitalisie-
rung kommt kaum voran, die 
 illegale Zuwanderung hält unver-
mindert an. Selbst die Klima - 
po litik, ein zentrales Thema der 
selbsternannten Fortschritts- 
koalition,  geriet – Stichwort Hei-
zungsgesetz – zum Desaster.  

Dies alles ist nicht allein der 
Ampel anzulasten. Vieles davon 
beruht auf den Versäumnissen 
der vergangenen Jahrzehnte. Zur 
ehrlichen Bestandsaufnahme ge-
hört aber auch, dass in den 25 
Jahren seit 1998 die SPD nur vier 
Jahre (2009 – 2013) nicht an der 
Bundesregierung beteiligt war. 
Dies völlig auszublenden zählt 
zweifellos zu den kommunikativen 

„Selbst die Klima - 
politik, ein  
zentrales Thema  
der selbsternannten 
Fortschrittskoalition, 
geriet – Stichwort 
Heizungsgesetz – 
zum Desaster. “

„Seit dem Abschal-
ten der letzten Kern-
kraftwerke ist aus 
dem Stromexporteur 
Deutschland ein 
Stromimporteur  
geworden. Dabei  
gilt die paradoxe 
Einstellung, Kern-
kraft aus deutschen 
Meilern sei von 
Übel, solche aus 
Frankreich hingegen 
nicht.“


